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Geburtenrückgang, Geschlechterpolitik 
und politische Steuerung

DIANA HUMMEL 

Nahezu täglich thematisieren Politik und Medien den demographischen Wandel und
seine Folgen. Gemeinsam mit der Alterung und Schrumpfung der Bevölkerung wird
in Krisenszenarien insbesondere die niedrige Geburtenziffer als Alarmzeichen ge-
deutet. Die für sinkende Kinderzahlen Verantwortlichen wurden von konservativen
AutorInnen wie z.B. Frank Schirrmacher oder Eva Herman bereits ausgemacht: die
Frauen. Von der Politik würden sie zur Erwerbsarbeit genötigt und ihr Emanzipa-
tionsstreben führe sie von ihrer „eigentlichen“ Bestimmung und Erfüllung als Mutter
weg. In derartigen Positionen leben gesellschaftlich längst überholte biologistische
Geschlechterbilder wieder auf. Zugleich wird daran deutlich, wie eng der Demogra-
phie- und der Geschlechterdiskurs miteinander verknüpft sind. Überlegungen über
die Möglichkeiten und Mittel pronatalistischer Politiken und deren Effektivität spie-
len dabei eine besondere Rolle. Um diesen geschlechterpolitischen Diskurs über die
Steuerung der Geburtenentwicklung geht es im folgenden Beitrag.  

Geburtenraten in Deutschland und im europäischen Vergleich

Seit mehr als 100 Jahren verzeichnet ganz Europa sinkende Geburtenzahlen. In allen
europäischen Ländern liegt die Geburtenrate unter dem Reproduktionsniveau von 2,1
Kindern pro Frau, bei dem die Bevölkerungszahl konstant bleibt. Allerdings bestehen
zwischen den Ländern große Unterschiede. Dass Deutschland eine der weltweit nie-
drigsten Geburtenraten verzeichnet, ist ein Mythos. Während hierzulande durch-
schnittlich 1,35 Kinder pro Frau geboren werden, registrieren einige Länder in Süd-
und Osteuropa weitaus geringere Werte (Stand 2003/04): In Italien z.B. beträgt die
„zusammengefasste Geburtenziffer“1 1,29 Kinder, in Griechenland 1,27 und in
Tschechien sogar nur 1,18. Demographische „Vorzeigeländer“ sind demgegenüber
Skandinavien und Frankreich. In Island bekommen Frauen durchschnittlich 1,99
Kinder; in Norwegen 1,80 und in Schweden 1,71. In Frankreich liegt die Geburten-
rate bei 1,89 Kindern (vgl. Beck-Gernsheim 2006, 11).2

Eine deutsche Besonderheit ist die insgesamt hohe Kinderlosigkeit. In Deutschland
blieben in der Generation der in den 1960er Jahren geborenen Frauen etwa 25-30%
kinderlos, während in anderen Ländern mit niedriger Geburtenrate wie z.B. Italien
eher die Tendenz zur Einkindfamilie vorherrscht. Das durchschnittliche Alter von
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Frauen bei der Geburt des ersten Kindes ist in Deutschland von 25 Jahren in den frü-
hen 1960er Jahren auf 29,4 Jahre im Jahr 2003 gestiegen (vgl. Schmitt/Winkelmann
2005). Insbesondere der Anstieg des Bildungsniveaus führt dazu, dass die Geburt des
ersten Kindes auf einen späteren Zeitpunkt verschoben wird. Hierzulande besteht ge-
rade für jüngere Frauen ein starker Zielkonflikt zwischen dem Wunsch nach Kindern
und dem Ziel der ökonomischen Unabhängigkeit und sozialen Absicherung. Vor dem
Hintergrund der Arbeitsplatzunsicherheit, der Zunahme befristeter und geringfügiger
Beschäftigungsverhältnisse sowie wachsender Mobilitäts- und Flexibilitätsanforde-
rungen schieben viele Frauen das Kinderkriegen auf, da dies auch heute noch oftmals
mit dem Ende der Karriere und der eigenständigen sozialen Absicherung verbunden
ist (vgl. Beck-Gernsheim 2006). Neben ökonomischen Aspekten stehen auch ungün-
stige institutionell-infrastrukturelle Bedingungen in Deutschland einer Familien-
gründung entgegen, insbesondere der Mangel an Betreuungseinrichtungen für Klein-
kinder und das unzureichende Angebot an Ganztagsschulen. 

Erwerbstätigkeit und Kinderzahl

Der Ländervergleich belegt, dass mit der Frauenerwerbsquote die Geburtenhäufig-
keit steigt und nicht sinkt. So lässt sich in den relativ kinderreichen Ländern Frank-
reich, Schweden und Norwegen an höheren Geburtenraten ablesen, dass es dort für
Frauen besser möglich ist, Beruf und Familie zu vereinbaren. Frauen mit einem Kind
sind in diesen Ländern praktisch gleich häufig erwerbstätig wie kinderlose Frauen
(vgl. Kröhnert u.a. 2004). Im Unterschied dazu herrscht in Deutschland immer noch
das konservative Familienleitbild mit einem männlichen Haupternährer vor; ein
Großteil der berufstätigen Mütter arbeitet in Deutschland in Teilzeit-Arbeitsverhält-
nissen. Der Beschäftigungsanteil von Müttern mit einem Kind unter drei Jahren liegt
bei etwa 60%, Frauen mit zwei oder mehreren Kindern sind nur zu 56% erwerbstätig,
während der entsprechende Wert bei kinderlosen Frauen bei 77% liegt. In Frankreich
scheint ein Kleinkind kein Grund für die Unterbrechung der Erwerbsarbeit zu sein –
dort sind 80% der Mütter eines Kleinkindes beschäftigt.  Frankreich verfügt aber mit
Vorschulen und Ganztagsschulen über ein relativ hoch entwickeltes System der Kin-
derbetreuung, das Frauen die Verknüpfung von Familienverantwortung und Beschäf-
tigung erleichtert (vgl. McDonald 2006). 
Unter Verweis auf die positiven Beispiele Frankreichs und Skandinaviens spielt in
der deutschen Debatte das Argument der notwendigen Förderung einer Kompatibi-
lität von Erwerbstätigkeit und Mutterschaft eine bedeutende Rolle. Derartige Bestre-
bungen sind aus frauen- und geschlechterpolitischer Sicht positiv zu bewerten, denn
die Voraussetzungen der Vereinbarkeit von Beruf und Familie sind für beide Ge-
schlechter ungünstig. Inwieweit entsprechende Maßnahmen die gewünschten demo-
graphischen Effekte bewirken, ist aber unklar, denn ein direkter Zusammenhang zwi-
schen Erwerbstätigkeit und Fertilität ist kaum nachzuweisen. Bestimmte institutio-
nelle Rahmenbedingungen (z.B. Kinderbetreuungsmöglichkeiten, flexible Arbeits-
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zeiten, Wiedereinstiegschancen nach der Babypause) können eine Vereinbarkeit von
Beruf und Familie sowohl für Frauen als auch für Männer durchaus ermöglichen und
unterstützen. Es müssen aber noch andere Faktoren berücksichtigt werden, wie z.B.
Lohnentwicklung, Teilzeitarbeit, das Alter der Frau bei der Geburt des ersten Kindes
etc. Hinzu kommen bestehende Wertesysteme und soziale Normen im Hinblick auf
die Familie, die in den einzelnen Ländern und Gesellschaften sehr verschieden sind.
Um die unterschiedlichen Geburtenraten in den einzelnen europäischen Ländern zu
erklären, müssen diese komplexen Faktorenbündel berücksichtigt werden (vgl. En-
gelhardt/Prskawetz 2005). 
Unterschiedliche institutionelle Rahmenbedingungen und das Ineinandergreifen von
verschiedenen sozial- und arbeitsmarktpolitischen Faktoren bilden ein „Interdepen-
denzgefüge“ (vgl. Dackweiler 2006), aus dem sich keine unilinearen Kausalzusam-
menhänge isolieren lassen. Gerade in Deutschland ist dieses Interdependenzgefüge
stark von Ungleichzeitigkeiten und Widersprüchen geprägt, sowohl auf der institu-
tionell-strukturellen als auch auf der kulturell-symbolischen Ebene von Geschlech-
terleitbildern, Normen und Werten. Dies erschwert es Frauen und Männern, vorhan-
dene Kinderwünsche zu realisieren oder in ihrer Lebensorientierung überhaupt zu
entwickeln (ebd.). 

Bevölkerungspolitik versus Geschlechterpolitik?

Ein in einer Gesellschaft erfolgreiches Modell kann nicht einfach auf einen anderen
gesellschaftlichen und kulturellen Kontext übertragen werden. Instrumentelle Versu-
che einer demographischen Steuerung sind daher nicht nur aus normativen Gründen
problematisch, sondern sie blieben faktisch wirkungslos. Das, was derzeit im Kon-
text des Demographiediskurses als Unvereinbarkeit von Beruf und Familie diskutiert
wird, verweist auf strukturelle gesellschaftliche Probleme, wie sie aus geschlechter-
politischer Perspektive als Problem unzureichender Gleichstellung und Geschlech-
tergerechtigkeit reflektiert werden. Im Demographiediskurs wird dieses nicht mehr
als solches wahrgenommen, sondern primär im Hinblick auf seine demographischen
Effekte. Die dargestellten strukturellen Probleme auf ihre demographischen Wirkun-
gen zu reduzieren, bedeutet allerdings eine starke Verengung des Blickfeldes. Zwar
müssen Politiken, die eine bessere Vereinbarkeit von Beruf und Familie für Mütter
und Väter fördern, und eine Politik, die auf eine Anhebung der Geburtenrate abzielt,
sich nicht per se gegenseitig ausschließen. Doch ihre normativen Grundlagen und ge-
sellschaftlichen Zielsetzungen unterscheiden sich fundamental. 
Generative Reproduktion ist ebenso wie andere menschliche Tätigkeiten kein Naturvor-
gang, sondern ein vergesellschafteter natürlicher Vorgang. Die Entscheidung für oder
gegen Kinder ist jenseits biologischer Voraussetzungen „eingelassen in ein Bündel von
subjektiven Handlungsmotiven und Handlungsorientierungen sowie institutionalisier-
ter Handlungsbedingungen“ (Dackweiler 2006, 82). Diese institutionellen Arrange-
ments verhindern oder ermöglichen soziale Praktiken mit demographischen Folgen. 
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Die Schaffung von institutionellen Voraussetzungen für die Vereinbarkeit von Beruf
und Familie ist sowohl aus familienbezogener als auch geschlechterpolitischer Sicht
sinnvoll. Sie muss jedoch verbunden sein mit einer Förderung der Autonomie, einer
eigenständigen Existenzsicherung und der Realisierung selbstbestimmter Lebensmo-
delle (mit oder ohne Kinder) für beide Geschlechter (vgl. Kahlert 2006). Bevölke-
rungspolitik zeichnet sich demgegenüber durch den Versuch aus, einzelne isolierte
Faktoren wie Stellschrauben zu behandeln, mit denen sich die Geburtenrate im er-
wünschten Sinne justieren lässt. Die intendierten Effekte sind jedoch begrenzt und
weitgehend unberechenbar, weil das Gefüge von Interdependenzen zwischen institu-
tionellen Rahmenbedingungen und kulturell-symbolischen Faktoren unberücksich-
tigt bleibt. Dabei stellt sich grundsätzlich die Frage nach den Bezugsgrößen von be-
völkerungspolitischen Maßnahmen: Was wird unter „Bevölkerung“ verstanden? Was
sind die politischen Zielsetzungen? Wer wird damit angesprochen? Wer wird dabei
ausgeschlossen? 
Weder die Bevölkerungsentwicklung als ganzes noch die Geburtenentwicklung sind
politisch steuerbar. Überdies sind hohe oder niedrige Geburtenraten kein Wert an
sich. Was in Deutschland an sinkenden Geburtenraten problematisch ist, kann nur für
einzelne konkrete Handlungsbereiche festgestellt werden. 

Anmerkungen

1 Dies ist die Summe der altersspezifischen Geburtenziffern von Frauen im Alter von 15-49 Jahren.  
2 Eine Geburtenrate von weniger als 1,5 Kindern gilt in der Demographie als unterhalb der „safety zone“,

bei der die Generationengröße stark absinkt und nur durch massive Immigration kompensiert werden
kann (vgl. McDonald 2006, 485). 
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